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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften ge- 
mäß Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen 
der Europäischen Gemeinschaften 
hier: Agrar-/Finanzpolitik 

in der Europäischen Wirtsdiaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Verordnung (EWG) des Rates über die Verlängerung 
der in Artikel 12 Absatz 3 Unter absatz 2 der Verordnung 
Nr. 130/66/EWG über die Finanzierung der gemeinsamen 
Agrarpolitik vorgesehenen Frist. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 12. Januar 
1970 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen 
Gemeinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist vorgesehen, die Anhörung des Wirt- 
schafts- und Soziaiausschusses nicht. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 


Brandt 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates 
über die Verlängerung der in Artikel 12 Absatz 3 Unterabsatz 2 
der Verordnung Nr. 130/66/EWG über die Finanzierung der 
gemeinsamen Agrarpolitik vorgesehenen Frist 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parla- 
ments ^), 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Nach Artikel 12 Absatz 3 Unterabsatz 2 der Ver- 
ordnung Nr. 130/66/EWG des Rates vom 26. Juli 
.1966 über die Finanzierung der gemeinsamen Agrar- 
politik 2) müßte die Italienische Republik der Kom- 
mission vor Ablauf der Übergangszeit einen Rechen- 
schaftsbericht mit Belegen über die Ausgaben vor- 
legen, die sie im Rahmen des Programms zur Ver- 
besserung der Produktions- und Vermarktungs- 
strukturen im Rohtabaksektor vom 1. Juli 1967 an 
getätigt hat. 

Die Italienische Regierung hat die Kommission 
mit Schreiben vom 19. Juni, 15. und 25. September 
1969 um eine Verlängerung der vorgesehenen Frist 
bis zum 31. Dezember 1971 ersucht, um namentlich 


den Landwirten und insbesondere den kleinen und 
mittleren landwirtschaftlichen Betrieben die Mög- 
lichkeit zu bieten, sich im Interesse einer besseren 
Organisation der Arbeiten zusammenzuschließen. 

Für die Durchführung des Programms wird eine 
zusätzliche Frist benötigt — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Einziger Artikel 

Die in Artikel 12 Absatz 3 Unterabsatz 2 der Ver- 
ordnung Nr. 130/66/EWG vorgesehene Frist, vor 
deren Ablauf der Kommission der Rechenschafts- 
bericht nebst den Belegen über die im Rahmen des 
Programms zur Verbesserung der Produktions- und 
Vermarktungsstrukturen im Rohtabaksektor getätig- 
ten Ausgaben vorzulegen ist, wird bis zum 31. De- 
1971 verlängert. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied- 
staat. 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr, . . . 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 165 
vom 21. September 1966, S. 2965/66 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 


Der Präsident 
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Begründung 


1. Nach Artikel 12 Absatz 1 der Verordnung 
Nr. 130/66/EWG des Rates vom 26. Juli 1966 
über die Finanzierung der gemeinsamen Agrar- 
politik wird der Italienischen Republik aus den 
Mitteln der Abteilung Ausrichtung des Fonds für 
das Jahr 1967/68 (Haushaltsplan 1969) ein Betrag 
von 15 Millionen Rechnungseinheiten für Struk- 
turverbesserungen bei der Erzeugung und Ver- 
marktung von Rohtabak ausgezahlt. 

2. Gemäß Artikel 12 Absatz 3 Unterabsatz 1 der 
gleichen Verordnung hat die italienische Regie- 
rung der Kommission am 28. Juni 1967 ein Pro- 
gramm der zu treffenden Maßnahmen über- 
mittelt. Am 8. Mai 1968 hat die Kommission zu 
diesem Programm eine Empfehlung abgegeben. 

3. Am 19. Juni 1969 übermittelte die italienische 
Regierung den Wortlaut des im Staatsanzeiger 
der Italienischen Republik vom 9. Juni 1969 ver- 
öffentlichten diesbezüglichen Gesetzesdekrets. 
Gleichzeitig beantragte sie die Verlängerung des 
in Artikel 12 Absatz 3 Unterabsatz 2 vorgesehe- 
nen Termins, wonach die Italienische Republik 
vor Ablauf der Übergangszeit der Kommission 
einen Rechenschaftsbericht nebst Belegen über 
die verschiedenen Ausgaben vorzulegen hat, bis 
zum 31. Dezember 1971. 


4. Am 15. und 25. September 1969 übermittelte die 
italienische Regierung den Wortlaut des vom 
italienischen Parlament verabschiedeten Ge- 
setzes Nr. 476 vom 1. August 1969 über das 
Programm zur Verbesserung der Produktions- 
und Vermarktungsstrukturen für Rohtabak ge- 
mäß Artikel 12 der Verordnung Nr. 130/66/EWG 
des Ministerrates der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft vom 26. Juli 1966 und wiederholte 
ihren Antrag auf Verlängerung der in Artikel 12 
Absatz 3 Unterabsatz 2 vorgesehenen Frist. 

5. In Anbetracht der für die Durchführung des Pro- 
gramms benötigten Zeit und unter Würdigung 
der Tatsache, daß in Artikel 12 der Verordnung 
Nr. 130/66/EWG die Auszahlung der 15 Millio- 
nen RE nicht von der vorherigen Übermittlung 
des Rechenschaftsberichtes und der Ausgaben- 
belege abhängig gemacht worden ist, empfiehlt 
es sich, die Frist für die Vorlage dieser Doku- 
mente bis zum 31. Dezember 1971 zu verlängern, 
ohne dabei die Auszahlung der vorgesehenen 
Beträge zurückzustellen. 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 165 
vom 21. September 1966, S. 2965/66 
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